
waren schon in - der Vergangenheit die Grenzen zwi­
schen der Verhandlung und der Beweisaufnahme häu­
fig verwischt. Verhandlung und Beweisaufnahme wer­
den oftmals innerhalb eines Termins in einem sich aus 
der jeweiligen Sachlage ergebenden Wechsel durchge­
führt, ohne daß sich die Beteiligten des unterschiedli­
chen formellen Charakters des Verfahrens überhaupt 
bewußt werden. Das ist verständlich, weil es sich eben 
immer um einen einheitlichen Erkenntnisprozeß han­
delt.
Eine Problematik, die noch weiterer Erörterungen be­
darf, ist die Beweiswürdigung. Hier handelt es sich 
um eine der kompliziertesten Aufgaben, die das Ge­
richt während des Verfahrens zu erfüllen hat. Die 
Beweiswürdigung ist darauf gerichtet, über die Rich­

tigkeit sowie über den Wert und die Bedeutung der 
einzelnen Beweise wie auch der Beweise in ihrer Ge­
samtheit an Hand objektiver Kriterien zu entscheiden, 
um danach festzustellen, ob diese oder jene Tatsache 
als wahr anzusehen und wie sie konkret zu beurteilen 
ist. Die Grundlage der richterlichen Überzeugung — 
und damit der gerichtlichen Entscheidung — ist die 
allseitige, vollständige und objektive Prüfung aller 
Umstände des Falles. Bei der richterlichen Überzeu­
gung handelt es sich um das Ergebnis subjektiver Ver­
arbeitung der widergespiegelten Realität im Bewußt­
sein der Urteilenden. Diese Urteilsbildung ist ein sehr 
komplizierter Prozeß. Deshalb wäre es erstrebenswert, 
wenn den Gerichten auch vom Gesetz her eine gewisse 
Anleitung gegeben werden könnte.
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Die Beendigung des Verfahrens

Für die Beziehungen auf den Gebieten des Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrechts sowie für weitere, in die 
gerichtliche Zuständigkeit übertragene Komplexe ist 
es charakteristisch, daß ihre staatliche Leitung im we­
sentlichen durch Rechtsnormen erfolgt, auf deren 
Grundlage die Beteiligten eigenverantwortlich tätig 
werden. Im Konfliktfall versagt jedoch diese Art der 
Leitung durch den sozialistischen Staat. Sie muß daher 
durch die Möglichkeit ergänzt werden, im Konflikt­
fall zu einer verbindlichen Streitentscheidung zu ge­
langen, d. h. auch in dieser Situation die staatliche 
Leitung der betreffenden gesellschaftlichen Beziehun­
gen zu gewährleisten. Aus dieser Einordnung der ge­
richtlichen Streitentscheidung in das System der staat­
lichen Leitung ergeben sich für die Ausgestaltung der 
Beendigung des Verfahrens folgende Ausgangspunkte:
— Die Regelung muß es den Parteien ermöglichen, die 

Gestaltung ihrer Beziehungen auf der Grundlage 
des Rechts wieder selbst zu übernehmen, wenn es 
gelingt, sie am Laufe des Verfahrens zur eigenver­
antwortlichen Lösung des Konflikts zb veranlassen;

— gelingt das jedoch nicht, so bedarf es der verbind­
lichen gerichtlichen Entscheidung in der Sache selbst, 
um das sozialistische Recht als Mittel zur Gestal­
tung der gesellschaftlichen Verhältnisse wieder 
wirksam werden zu lassen.

Beendigung des Verfahrens durch Klagerücknahme

Ein zur Anrufung des Gerichts führender Konflikt 
kann nicht selten mit Hilfe des Gerichts durch die Par­
teien selbst ausgeräumt werden, indem der Kläger von 
der Aussichtslosigkeit einer weiteren Verfolgung der 
Angelegenheit überzeugt wird und deshalb bereit ist, 
das Verfahren von sich aus zu beenden. Das neue Ver­
fahrensgesetz muß eine solche Möglichkeit eröffnen, 
indem es die Klagerücknahme zuläßt. Dabei wäre es 
aber unrichtig, diese Klagerücknahme ohne jegliche 
Einschränkungen vorzusehen:
Wurden noch keine Anträge gestellt, so befindet sich 
das Verfahren in einem so frühen Stadium, daß es 
gerechtfertigt ist, die Entscheidung über die Klage­
rücknahme allein dem Kläger zu überlassen. Wurden 
jedoch bereits Anträge gestellt, so ist davon auszuge­
hen, daß die wechselseitigen Standpunkte erörtert 
wurden und auch das Gericht auf die Klärung Einfluß 
genommen hat. Soll die Klage in diesem Stadium zu­

rückgenommen werden, so bedarf dies der Zustimmung 
des Verklagten, es sei denn, der Kläger verzichtet 
gleichzeitig auf den geltend gemachten Anspruch.
Dieser Regelung liegt die Überlegung zugrunde, daß der 
Verklagte in diesem Stadium ein berechtigtes Inter­
esse an der grundsätzlichen Klärung der Angelegen­
heit haben kann und davor geschützt sein will, daß 
nicht schon nach kurzer Zeit derselbe Sachverhalt er­
neut zu einem Konflikt und zu einem Rechtsstreit führt. 
Folgerichtig ist es, daß im Ehescheidungsverfahren eine 
Zustimmung zur Klagerücknahme dann nicht erforder­
lich ist, wenn der Verklagte Klageabweisung beantragt 
hat. Dieser Vorschlag geht davon aus, alles zu unter­
stützen, was eine Verbesserung der ehelichen Situation 
fördern kann; er berücksichtigt ferner, daß in Ehesa­
chen auch ein klageabweisendes Urteil eine erneute 
Klageerhebung binnen kurzer Zeit nicht ausschließen 
würde.
In Arbeitsrechtssachen hat sich die Regelung der §§ 36, 
43 AGO bewährt, die eine Klagerücknahme von der 
Bestätigung durch das Gericht abhängig macht. Der 
Entwurf des neuen Verfahrensgesetzes sieht vor, diese 
Bestimmung beizubehalten, und wird damit der beson­
deren Bedeutung der Arbeitsverhältnisse gerecht. Es 
ist in diesen Fällen Aufgabe des Gerichts, nachzuprü­
fen, ob die beabsichtigte Rücknahme mit den Grund­
sätzen unseres Rechts, insbesondere des sozialistischen 
Arbeitsrechts, im Einklang steht. Stellt das Gericht 
fest, daß mit der Klagerücknahme ein gesellschafts­
widriger, ungesetzlicher Zustand sanktioniert würde, so 
wird es die Rücknahme nicht bestätigen und durch 
eine Entscheidung die Beziehungen der Parteien im 
Einklang mit dem sozialistischen Recht gestalten.

Beendigung des Verfahrens durch Einstellung

Der Vorschlag, die Einstellung des Verfahrens als In­
stitut des künftigen Verfahrensrechts aufzunehmen, 
stützt sich auf Erfahrungen, die mit der EheVerfVO 
(§§ 5, 16, 17), der FVerfO (§§ 6, 7, 20) und der AGO 
(§§ 36, 42) gesammelt wurden. Die Einstellung ermög­
licht es, ein Verfahren in solchen Fällen rechtskräftig 
zu beenden, in denen die Parteien offensichtlich das 
Interesse an der Fortführung des Rechtsstreits verlo­
ren haben bzw. in denen der Konflikt sich auf andere 
Weise gelöst hat. In diesem Zusammenhang war es ins­
besondere auch erforderlich, die Säumnisfolgen neu zu
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